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Seiten 3 und 23 bis 26 

Die wirtschaftlichen Anfänge des Saarlandes gehen auf die Zeit der römischen Kultur zurück, die durch 
umfangreiche Ausgrabungen und Funde in der Region belegt ist. Der Autor des Beitrages „Bilanz einer Kultur: 
DIE RÖMER IM SAARLAND", Herr Dr. Alfons Kolling, ist der Leiter des Staatlichen Konservatoramtes des Saar- 
landes. 
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Im römischen Freilichtmuseum Schwarzenacker bei Homburg 
Bürgerliche Bauten einer Landstadt; Straßenecke mit Portikus 



Wir beklagen den Tod unseres Mitarbeiters 
(^' 

Alois Finkler 
Bevollmäcintigter 
3. November 1981 

Saarbrücken 

und unserer Pensionäre 

Hugo Neuheisel / 
16. März 1981 

Homburg 

Erich Jost 
Bevollmächtigter 
5. Juni 1981 

Neunkirchen 

Dieter Johann 
13. Oktober 1981 

Saarbrücken 

Ella Klein 
20. Dezember 1981 

Saarbrücken 

Wir werden der Verstorbenen stets ehrend gedenken 



Tagesordnung 

für die am Mittwoch, dem 26. Mai 1982, 11.30 Uhr, in unserem 
Banl<gebäude, Saarbrücken 3, Kaiserstraße 29-31, stattfindende 

ordentliche Hauptversammlung 

1. 
Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des Geschäfts- 
berichts für das Geschäftsjahr 1981 mit dem Bericht des Aufsichts- 
rats 

2. 
Beschlußfassung über die Gewinnverwendung 

3. 
Entlastung des Vorstandes für das Geschäftsjahr 1981 

4. 
Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 1981 

5. 
Neuwahl des Aufsichtsrats 

er 
Wahl des Abschlußprüfers für das Geschäftsjahr 1982 



Aufsichtsrat 

Dr. Eckart van Hooven, Frankfurt (Main), Vorsitzen- 
der 

Mitglied des Vorstandes der Deutschen Bank AG 

Emile Spielrein, Strasbourg, stellv. Vorsitzender 

President d'honneur du Credit industriel d'Alsace et 
de Lorraine 

Senator Dr.-Ing. E.h. Luitwin von Boch-Galhau, 
Mettlach (Saar), stellv. Vorsitzender 

Vorsitzender des Familienrates der Villeroy & Boch 
Keramische Werke KG 

Kurt Balthasar, Saarbrücken *) 

Deutsche Bank Saar AG (bis 26. März 1981) 

Dr. Jean Barbey, Aachen 

Generaidelegierter der Compagnie de Saint-Gobain 
- Pont-ä-Mousson 

Manfred Beck, Saarbrücken ') 

Deutsche Bank Saar AG (ab 11. Mai 1981) 

Luitwin Gisbert von Boch-Galhau, Mettlach (Saar) 

Geschäftsführender     Gesellschafter    der    Villeroy 
& Boch 
Keramische Werke KG 

Helmut Brenner, Saarbrücken ") 

Deutsche Bank Saar AG 

Ursula Gilg, Saarbrücken *) 
Deutsche Bank Saar AG 

Dr. Walter Henn, Saarbrücken 
Mitglied des Vorstandes der Vereinigte Saar-Elektrizi- 
täts-Aktiengesellschaft 

Dr. Ulrich Hoppe, Frankfurt (Main) 

Direktor der Deutschen Bank AG 

Dr. Juergen Krackow, Völklingen (Saar) 

Directeur general charge des relations industrielles 
internationales ARBED S.A. 

Vorsitzender der Geschäftsführung der Stahlwerke 
Röchiing-Burbach GmbH 

Jean Lang, Diliingen (Saar) 

Vorsitzender des Vorstandes der Aktien-Gesellschaft 
der Dillinger Hüttenwerke 

Dipl.-Ing. Rudolf Lenhartz, Saarbrücken 

Assessor des Bergfachs 

Vorsitzender des Vorstandes der Saarbergwerke AG 

Hans Scherschel, Saarbrücken ") 

Deutsche Bank Saar AG 

Wolfgang Zender, Saarbrücken ") 

Deutsche Bank Saar AG 

oH 

){W 

) von den Arbeitnehmern gewählt 



Vorstand 

Dieter Groll 
Dr. Jost Prüm 
Erwin Nickles, stellvertretend 

Hauptstelle Saarbrücken 

Ulrich Gräupner, stellv. Direktor 

Abteilungsdirektoren: 

Gerliard Escher 
Friede! Klos 
Heinz Kratz 
Norbert Kugler 
Klaus Rock 
Karlheinz Wilhelmy (bis 31. Mai 1981) 

%Wß 

Filialen 

Bexbach: Helmut Höchst, Prokurist 
Dillingen: Arnold Stadtfeld, Direktor 
Homburg: Dieter Kirchmair, Direktor 
Lebach: Gustav Reinhard, Bevollmächtigter 
Merzig: Karl Morsche!, Direktor 
Neunkirchen: Bernd Schmitt, Direktor 
Saarlouis: Arno Reith, Direktor 
St. Ingbert: Wilhelm Böhnlein, Direktor 
Völklingen: Hans-Jörg Kockler, Prokurist 



Geschäftsstellen 

Saarbrücken Hauptstelle 
Autoschalter 

Zweigstelle Alt-Saarbrücken 

Zweigstelle Burbach 

Zweigstelle Dudweiler 

Zweigstelle Eschberg 

Zweigstelle Ostviertel 

Zweigstelle Rastpfuhl 

Zweigstelle Rotenbühl 

Bexbach 
Rathausstraße 10 

Dillingen 
Hüttenwerkstraße 3 

Homburg 
Talstraße 39 

Lebach 
Marktstraße 5 

Merzig 
Poststraße 5 

Neunkirchen 
Lindenallee 10 

Zweigstelle 
Oberer Markt 19 

Saarlouis 
Großer Markt 3 

St. Ingbert 
Kaiserstraße 49 

Völklingen 
Marktstraße 2 
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Kaiserstraße 29-31 
Beethovenstraße 30 
Eisenbahnstraße 23 

Burbacher Straße 1 

Saarbrücker Straße 249 

Brandenburger Platz 18 

Mainzer Straße 106 

Lebacher Straße 84 

Kaiserslauterner Straße 1 

Inbiich 

Saarlouis 
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Bexbach 
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Völklingen 



Bericht des Vorstandes 

'J,W 

Volkswirtschaftliche Entwicklung. 

.. .in der Bundesrepublik 

Ein schwieriges Jahr 

Die gesamtwirtschaftliche Aktivität ließ 1981 in der 
Bundesrepublik weiter nach. Zwar kam der Ab- 
schwang, der 1980 eingesetzt hatte, im Verlauf des 
Berichtsjahres zum Stillstand. Insgesamt jedoch ging 
das reale Sozialprodukt um 0,3 % zurück. Die Zahl 
der Arbeitslosen stieg im Jahresdurchschnitt auf 1,3 
Millionen. Der Geldwert verschlechterte sich, gemes- 
sen an den Lebenshaltungskosten, um 5,9 %. In der 
Leistungsbilanz zeigte sich gegen Ende des Jahres 
eine deutliche Besserung, das Defizit blieb aber noch 
sehr hoch. Damit wurden im Berichtsjahr alle vier 
wirtschaftspolitischen Basisziele verfehlt. 

Das Gesamtergebnis 1981 wäre noch weit schlech- 
ter ausgefallen, hätte nicht ein unerwartet starker 
Export unsere Konjunktur gestützt. Die reale Inlands- 
nachfrage verminderte sich um 2,5 %. Der pnvate 
Verbrauch blieb erstmals seit dreißig Jahren men- 
genmäßig hinter dem Vorjahresergebnis zurück 
Gebremst nicht nur durch hohe Zinsen, war die 
Bautätigkeit in allen Sparten schwach. Das Bauvolu- 
men unterschritt das Vorjahresergebnis um 4 %. 

Ertragsverfall beeinträchtigt Investitionen. 

Die Ausgaben der Unternehmen für Maschinen 
und Ausrüstungen, die unter dem Druck notwendi- 
ger Rationalisierungs- und Modernisierungsmaßnah- 
men im ersten Halbjahr noch um 2,7 % zugenom- 
men hatten, blieben in der zweiten Jahreshälfte unter 
den Vorjahreszahlen. Im Durchschnitt des Gesamt- 
jahres lagen sie um 0,6 % über dem Vorjahreswerf 
preisbereinigt entspricht das einem Rückgang um 
3,1 %. 

Trotz anhaltenden Anpassungszwangs wurde die 
Investitionsneigung durch sinkende Kapazitätsaus- 
lastung und unsichere Absatzaussichten, vor allem 
aber durch die zunehmende Verschlechterung der 
Ertragslage beeinträchtigt. Die Gewinne der Unter- 
nehmen, die schon 1980 um 5 % zurückgegangen 
waren, haben sich in der Berichtszeit um weitere 
8 % verringert. Real, das heißt unter Berücksichti- 
gung der Geldentwertung, sind sie in den zwei 
Jahren 1980/81 zusammengenommen um mehr als 
ein Fünftel gesunken. Eine solche Gewinnkompres- 
sion hat es in der Nachkriegsgeschichte noch nicht 
gegeben. Ursache hierfür waren starke Kostensteige- 
rungen, die weder durch eine entsprechende Zunah- 
me der Produktivität aufgefangen noch durch höhere 
Verkaufspreise gedeckt werden konnten. Die Löhne, 
die den größten Kostenblock darstellen, stiegen 1981 
um 5,8 %; die Einfuhrpreise für Rohstoffe lagen um 
31 %, die für industrielle Vor- und Enderzeugnisse 
um 6 % über dem Vorjahresstand. Das Zinsniveau 
überschritt im Durchschnitt der Berichtsperiode den 
Vorjahreswert um mehr als zwei Prozentpunkte. 

Die ungünstige Kosten- und Ertragsentwicklung 
gibt Anlaß zur Sorge. Ausreichende Erträge sind 
unerläßlich für eine angemessene Eigenkapitalaus- 
stattung, die gebotene Erneuerung von Maschinen 
und Anlagen sowie zur Stärkung der Krisenfestigkeit 
der Unternehmen. Je länger der Ertragsdruck anhält, 
um so schwieriger wird es sein, die zur Erhaltung und 
Kräftigung der Wettbewerbsfähigkeit und zur Um- 
stellung auf die geänderte Energiesituation erforderli- 
chen Investitionen durchzuführen. Das aber bedeutet 
zusätzliche Gefahren auch für die Arbeitsplätze. 

.. .und Arbeitsmarkt 

Bereits die bisherige Entwicklung hat den Arbeits- 
markt erheblich in Mitleidenschaft gezogen. Der 
Rückgang    der    Erträge   hat   viele    Unternehmen 



gezwungen, Arbeitskräfte freizusetzen. Hinzu traten 
Arbeitsplatzverluste aus der deutlich gestiegenen 
Zahl von Konkursen. Ende 1981 lag die Zahl der 
Beschäftigten (25,6 Millionen) um 260 000 unter dem 
Vorjahreswert; der Anstieg der Arbeitslosen fiel mit 
580 000 auf 1,7 IVlillionen am Jahresende noch grö- 
ßer aus, weil mehr Schulabgänger neu auf den 
Arbeitsmarkt drängten. 

Wir sehen im Bemühen um einen Abbau der 
Arbeitslosigkeit derzeit die wichtigste wirtschafts- 
und gesellschaftspolitische Aufgabe. Einfach und 
schnell wirkende Patentrezepte dafür gibt es nach 
den vielen Fehlentwicklungen der vergangenen Jahre 
jedoch nicht. Vor allem ist vor einer Überschätzung 
staatlicher Stützungsprogramme zu warnen - nicht 
nur im Hinblick auf die Grenzen, die hier durch den 
bereits erreichten öffentlichen Schuldenstand ge- 
zogen sind. Nachhaltige beschäftigungsschaffende 
Wirkungen können von solchen staatlichen Program- 
men nur ausgehen, wenn auch die sonstigen Rah- 
menbedingungen stimmen. Auf sie kommt es daher 
vor allem an. Die auf Dauer einzig wirksame Strate- 
gie gegen Unterbeschäftigung ist die Stärkung von 
Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit unserer 
Wirtschaft. Nur sie verspricht rentable und damit 
sichere Arbeitsplätze. 

Erhöhter staatlicher Interventionismus kann hier 
kaum Wesentliches bewirken. Was wir brauchen, 
sind veränderte wirtschaftspolitische Leitvorstellun- 
gen, ist nicht mehr, sondern weniger Staat und mehr 
Markt. 

Öffentliche Defizite auf Höchststand 

Bund, Länder und Gemeinden wiesen in ihren 
Haushalten 1981 ein Defizit von etwa 80 Mrd DM 
auf. Entgegen der ursprünglichen Absicht, die Neu- 
verschuldung deutlich zurückzuführen, lag der Fehl- 
betrag um mehr als 20 Mrd DM höher als vor einem 

Jahr. Es war der bisher höchste Stand in der Nach- 
kriegsgeschichte. 

Das beruhte nur zum Teil auf konjunkturbedingten 
Mindereinnahmen. Daneben spielten auch höhere 
Anforderungen bei den Sozialleistungen, Zinsen, im 
Verteidigungsbereich und bei den Personalausgaben 
eine wichtige Rolle. Investive Ausgaben wurden vor 
allem in den Länderhaushalten erheblich gekürzt. Die 
staatlichen Investitionen waren 1981 preisbereinigt 
um 7 % niedriger als vor einem Jahr. 

Verbesserung der Leistungsbilanz... 

Der Fehlbetrag der Leistungsbilanz betrug 1981 
17,1 Mrd DM; das waren 12,4 Mrd DM weniger als 
im Vorjahr. Vor allem im späteren Jahresverlauf 
wurden bemerkenswerte Verbesserungen erkennbar. 
Im Schlußquartal des Berichtszeitraums konnte erst- 
mals seit Anfang 1979 wieder ein Überschuß erzielt 
werden. 

.. .aufgrund günstiger 
Außenhandeisentwicklung 

Ausschlaggebend für den Umschwung war, daß 
die Exporte sehr viel stärker wuchsen (13 %) als die 
Importe (8 %). Der Überschuß in der Handelsbilanz 
hat sich mehr als verdreifacht (von 9 Mrd DM in 1980 
auf 28 Mrd DM in 1981). 

Die deutschen Ausfuhren profitierten in erster 
Linie von der wechselkursbedingt verbesserten Wett- 
bewerbssituation. Der reale, d. h. um das Inflations- 
gefälle bereinigte Außenwert der D-Mark lag im 
Jahresdurchschnitt 1981 gegenüber den wichtigsten 
Partnerländern um etwa 7 % niedriger als vor einem 
Jahr. Hinzu kam ein überraschend hoher Importbe- 
darf einzelner Länder, von dem unsere Exporte profi- 
tierten. Zum Beispiel waren die deutschen Liefe- 
rungen in die OPEC-Staaten im Berichtsjahr um 
53 % höher als vor einem Jahr. 
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Die deutschen Einfuhren wurden vor allem durch 
die Nachfrageschwäche im Inland, den Lagerabbau 
bei Rohstoffen und Vorprodukten sowie durch die 
Einsparungen beim Energieverbrauch gedämpft. Die 
Importe von Rohöl und Mineralölprodukten waren 
1981 mengenmäßig um 15 % niedhger als vor einem 
Jahr. Die deutsche Ölrechnung nahm allerdings 
wegen der Verteuerung des US-Dollar noch einmal 
um 8 Mrd DM auf 71 Mrd DM zu. 

Steigende   Fehlbeträge   bei   Dienstleistungen   und 
Übertragungen 

Im Dienstleistungs- und Übertragungsverkehr mit 
dem Ausland, bei dem die Bundesrepublik traditio- 
nell ein Defizit aufweist, sind die Fehlbeträge auch im 
Benchtsjahr weiter gestiegen. Sie betrugen 46 Mrd 
DM nach 39 Mrd DM im Vorjahr. Entscheidend dazu 
beigetragen haben die deutschen Ausgaben im Aus- 
landsreiseverkehr (+ 8% auf 40 Mrd DM), die 
höheren Gastarbeiterüberweisungen (Zunahme um 
15 % auf 8 Mrd DM) und das starke Wachstum der 
deutschen Überweisungen an Internationale Organi- 
sationen (1981: 8 Mrd DM gegenüber 6 Mrd DM in 
1980). Allein der Nettobeitrag der Bundesrepublik 
zum EG-Haushalt war 1981 mit 6 Mrd DM um mehr 
als die Hälfte höher als vor einem Jahr 

Erstmals seit 1970 hat sich im Berichtsjahr die 
Kapitalertragsbilanz passivtert. Die stark wachsenden 
Zins- und Dividendenzahlungen an das Ausland bei 
langsamer zunehmenden Einnahmen in diesem 
Bereich sind eine Folge der seit 1979 aufgelaufenen 
Defizite in der Leistungsbilanz, die zu einem Abbau 
zinsbhngender Währungsreserven und erhöhter Ver- 
schuldung im Ausland geführt haben. 

DM-Schwäche verstärkt Preisauftrieb 

Der Anstieg der Lebenshaltungskosten, der sich 
schon in den Vorjahren beschleunigt hatte, nahm vor 
allem in der zweiten Jahreshälfte weiter zu. Er 
erreichte im Vorjahresvergleich zeitweise 6,7 %. Die 
industriellen Erzeugerpreise lagen 1981 um 7,8 % 
über dem Vorjahresstand. Lediglich bei den Bau- 
preisen flachte sich die Zunahme ab. 

Hauptgrund für den insgesamt verstärkten Preis- 
auftrieb war die niedrigere Bewertung der D-Mark 
auf den Devisenmärkten; sie führte zu einer erheb- 
lichen Verteuerung der deutschen Importe. Hinzu 
kam, daß administrierte Preise erneut erhöht und 
Verbrauchsteuern angehoben wurden. 

Gegen Ende des Berichtszeitraums hat sich 
zunächst die Zunahme der Einfuhrpreise, später auch 
die der industriellen Erzeugerpreise und der Lebens- 
haltungskosten beruhigt. 

Erhebliche Verschärfung der Geldpolitik 

Als Reaktion auf den Preisauftrieb, das anhaltende 
Leistungsbilanzdefizit und den zeitweise besonders 
zur Schwäche neigenden DM-Kurs hat die Bundes- 
bank ihren Restriktionskurs im Berichtszeitraum 
erheblich verschärft. Am 19. Februar wurde der 
Lombardkredit zum Satz von 9 % ausgesetzt und ein 
jederzeit kündbarer Sonderlombard zu 12 % zur Ver- 
fügung gestellt. 

Die Maßnahmen der Bundesbank erzwangen eine 
entsprechende Anhebung der Kreditzinsen. Sie stell- 
ten eine schwere Belastung für die Unternehmen 
dar, vor allem für die stärker auf Fremdkapital ange- 
wiesenen Klein- und Mittelbetriebe. Unter den gege- 
benen Bedingungen war die konsequente Haltung 
der Notenbank jedoch unerläßlich. 

Wir haben die Politik der Bundesbank trotz der 
damit verbundenen Belastungen für uns und unsere 
Kunden stets unterstützt, zumal sie durch Klarheit in 
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der Zielsetzung und Flexibilität in der Durchführung 
geprägt war. 

Die Zinssenl<ung in den USA und die Verbesse- 
rung der Leistungsbilanz hat den geldpolitischen 
Handlungsspielraum seit dem letzten Jahresdrittel er- 
weitert. Die Bundesbank nutzte ihn zu einer vorsich- 
tigen Herabsetzung des Sonderlombardsatzes in drei 
Schritten auf 10 % ab 22. Januar 1982. Wir halten 
das behutsame Vorgehen der Bundesbank bei der 
Lockerung der monetären Bremsen für sinnvoll. Ein 
langsamerer, aber kontinuierlicher Zinssenkungs- 
prozeß ist besser als ein sprunghafter Rückgang mit 
dem Risiko von Rückschlägen. 

Starker US-Dollar 

Das Geschehen an den Devisenmärkten war vor 
dem Hintergrund verbreiteter weltwirtschaftlicher 
und -politischer Unsicherheit im Berichtsjahr durch 
massive Wechselkursschwankungen gekennzeich- 
net. 

Der US-Dollar konnte gegenüber allen euro- 
päischen Währungen und dem japanischen Yen 
Gewinne verbuchen. Die D-Mark verlor gegenüber 
dem US-Dollar über das Jahr gesehen rund 13 %. Im 
Verhältnis zum kanadischen Dollar, dem Schweizer 
Franken und dem japanischen Yen hat sich der 
Wechselkurs der D-Mark binnen Jahresfrist ebenfalls 
deutlich ermäßigt. Gegenüber den Währungen der 
am europäischen Wechselkurssystem beteiligten 
Länder ergab sich per saldo eine Aufwertung um 
6,8 % und gegenüber dem Pfund Sterling von 
8,5 %. 

Wechselkursanpassung im EWS 

Inmitten   des   unruhigen   und   unberechenbaren 
weltweiten Marktgeschehens haben sich die Wäh-" 
rungsrelationen im Wechselkursverbund des Europä- 
ischen  Währungssystems  (EWS)  zum  Nutzen der 

Partnerländer relativ stetig entwickelt. Das Ziel einer 
stärkeren Harmonisierung der wirtschaftlichen und 
monetären Entwicklung der EWS-Mitgliedsländer 
wurde im Berichtsjahr jedoch erneut verfehlt. Die 
nach wie vor hohen Unterschiede zwischen den 
nationalen Inflationsraten machten eine Anpassung 
der Wechselkurse erforderlich. Nachdem seit dem 
Frühjahr wiederholt Spannungen im System aufge- 
treten waren, wurden die bilateralen Leitkurse 
Anfang Oktober neu festgesetzt. Dabei wurde die 
D-Mark gegenüber dem französischen Franc und der 
italienischen Lira jeweils um 8-^/^ % sowie gegenüber 
dem belgischen Franc, der dänischen Krone und 
dem irischen Pfund jeweils um 5V2 % aufgewer- 
tet. Die Relation zum holländischen Gulden blieb 
unverändert. Am 21. Februar 1982 folgte eine weitere 
Anpassung der Leitkurse von drei EWS-Währungen: 
der belgische und der luxemburgische Franc wurden 
um jeweils 8V2 % und die dänische Krone um 3 % 
gegenüber den  übrigen 
wertet. 

litgliedswährungen abge- 

Ergiebiger Rentenmarkt 

Der Rentenmarkt erbrachte 1981 - trotz der 
gesamtwirtschaftlichen Unsicherheit - ein erstaun- 
lich gutes Emissionsergebnis. Der Bruttoabsatz fest- 
verzinslicher Wertpapiere betrug 186 Mrd DM und 
übertraf den Vorjahresstand um 35 %. Da die Tilgun- 
gen nur um 29 % zunahmen, wuchs das Nettoplace- 
ment sogar um 49 %. Die hohen Emissionszahlen 
beruhen allerdings zu einem nicht geringen Teil auf 
der Herausgabe vergleichsweise kurzfristiger Papiere. 
Dadurch hat sich die durchschnittliche Laufzeit der 
Neuemissionen verkürzt. Der Anteil der Titel mit 
mehr als vierjähriger Laufzeit ging von 63 % der 
Gesamtemissionen in 1980 auf 51 % zurück. 

Die Emissionsrendite im Durchschnitt aller Laufzei- 
ten erreichte im September mit 11,2 % einen Nach- 
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kriegshöchststand. Bis Jahresende bildeten sich die 
Renditen wieder zurück und lagen am Schluß um 0,7 
Prozentpunkte über dem Stand zu Beginn der 
Benchtspenode (9,0 %). Die Inversion der Zinsstruk- 
tur ist im Zuge der Zinssenkung merklich geringer 
geworden. 

Die hohen Renditen haben vor allem auch Privat- 
anleger zu verstärkten Anlagen in festverzinslichen 
Papieren genutzt. Der Anteil der bei Nichtbanken 
plazierten Rentenwerte erhöhte sich von 63 % des 
Emissionsvolumens auf 79 %. 

Aktienmarkt hielt sich 

Der deutsche Aktienmarkt erwies sich gegenüber 
den Belastungen aus rückläufigen Unternehmenser- 
tragen und hohen Zinsen am Rentenmarkt über- 
raschend widerstandsfähig. Das Kursniveau stieg 
von Januar bis August um 9 %. Maßgeblich dafür 
waren die Käufe ausländischer Anleger. Sie betrugen 
im Gesamtjahr 1981 3,1 Mrd DM, fünfmal soviel wie 
im Jahr zuvor. Gegen Ende der Benchtspenode 
gaben die Kurse als Folge der schwachen Entwick- 
lung an nahezu allen Weltbörsen nach. 

Als Finanzierungsquelle der Wirtschaft hat der 
Aktienmarkt 1981 weiter an Terrain verloren. Das 
Emissionsvolumen (Kurswert der neu emittierten 
Aktien) betrug 5,5 Mrd DM und lag damit um ein 
Fünftel unter dem Vorjahresergebnis. Ein aus- 
reichend ergiebiger Aktienmarkt ist jedoch eine wich- 
tige Voraussetzung für die Finanzierung der anste- 
henden Zukunftsinvestitionen und die Verbesserung 
der Kapitalstruktur der Unternehmen. Die erneute 
Verschlechterung der Eigenkapitalquote, besonders 
in der mittelständischen Industrie, verdient besonde- 
re Aufmerksamkeit. Sie bietet Anlaß zu emster Sor- 
ge. 

Index der industriellen Produktion^! 

■ Bundesrepublik 
Saarland 

' Frankreich Basis 1970 = 100 

140 

1970 71 72 73 74 75 76 77 78 79 80 81 

')  Bundesrepublik Deutschland und Saarland: ohne Bau und Energie 
Frankreich: ohne Bau 
Quellen: Statistisches Amt des Saarlandes, 
Statistiches Bundesamt, INSEE Paris 
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im Saarland 

Kein reales Wirtschaftswachstum 

Das Bruttoinlandsprodukt des Saarlandes hat sich 
1981 nominal noch um rund 4 % erhöht. Da der 
Preisauftrieb der gesamten Wirtschaft aber gleichzei- 
tig ebenfalls bei 4 % lag, wurde real das Vorjahreser- 
gebnis nur l<napp erreicht. Diese Entwicklung ent- 
sprach auch dem Ablauf im übrigen Bundesgebiet. 
1980 hatte das Bruttoinlandsprodukt real im Saarland 
um 1,7 % und im Bundesdurchschnitt um 1,9 % 
zugenommen. 

Leichte Erhöhung der industriellen Produktion dank 
Bergbau und Straßenfahrzeugbau 

Das produzierende Gewerbe (ohne Bau und Ener- 
gie), das im Vorjahr einen leichten Rückgang seiner 
Produktion (-0,3%) verzeichnet hatte, konnte 
seine Leistung 1981 aufgrund von Sonderentwicklun- 
gen insgesamt um 2,4 % erhöhen. Ausschlaggebend 
hierfür waren Produktionssteigerungen des Bergbaus 
und des Straßenfahrzeugbaus. Im Bundesdurch- 
schnitt ergab sich nach einem Nullwachstum im 
Vorjahr eine Abnahme der industriellen Produktion 
um 1,5 %. 

Der saarländische Bergbau steigerte seine Förde- 
rung um 650 000 t auf 10,8 Mio t (ohne Privat- 
gruben). Dabei haben die Lagerbestände an 
verkaufsfähiger Kohle um rund 400000 t auf 1,1 Mio t 
zugenommen. Die Zahl der im Kohlenbergbau 
beschäftigten Arbeitnehmer stieg im Jahresdurch- 
schnitt, ähnlich wie 1980, um rund 1 600 Mitarbeiter. 
Die Untertageleistung je Mann und Schicht verrin- 
gerte sich gegenüber dem Vorjahr um 143 kg auf 
4 504 kg, weil die Saarbergwerke Vorleistungen zur 
Erhöhung der Förderung erbracht haben. So konnte 
im Dezember erstmals seit 20 Jahren im Saarland für 
eine neue Schachtanlage Richtfest gefeiert werden. 
Der neue Schacht des Bergwerks Warndt schafft die 
Möglichkeit, rund 26 Mio t Kohle abzubauen. 

Das Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe 
hat seine Erzeugung um 2,9 % vermindert. Die Saar- 
hütten, die an der Produktion dieser Industriegruppe 
mit rund 70 % beteiligt sind, haben ihre Leistung 
trotz der bekannten Schwierigkeiten auf dem bereits 
seit einigen Jahren stark ermäßigten Niveau knapp 
halten können. Die Produktionsabnahme der Indu- 
striegruppe ist daher einem überdurchschnittlichen 
Rückgang bei den übrigen Branchen dieses Bereichs 
(z. B. Eisen- und Stahlgießereien -8,2%, Steine 
und Erden -5,8 %) zuzuschreiben. 

In den einzelnen Wirtschaftszweigen hat sich die Produktion wie folgt entwickelt: 

Zu- bzw. Ab nähme gegen Jber dem Vorjahr 

Gesamtes BL ndesgebiet Saarland 

1981 1980 1981 1980 
Bergbau + 0,8 % - 0,1 % + 6,6 % -1- 1,0 % 
Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe - 3,3 % - 3,6 % - 2,9 % - 3,1 % 
Investitionsgüter produzierendes Gewerbe - 0,3 % + 2,3 % -1- 6,6 % + 1,7 % 
Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe - 4,8 % - 1,2 % - 3,1 % - 1,9 % 
Nahrungs- und Genußmittelgewerbe •    + 2,1 % + 2,0 % - 1,4 % + 3,5 % 
Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe insgesamt - 1,5 % 0,0 % + 2,4 % - 0,3 % 
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Das Investitionsgüter produzierende Gewerbe, das 
1981 gemessen am Umsatz an die Spitze der Indu- 
striegruppen rückte, konnte seine Leistung um 
6,6 % steigern. Dies ist in erster Linie dem Straßen- 
fahrzeugbau zu verdanken, der nacli einem leichten 
Rückgang im Vorjahr einen Zuwachs von 15,8 % 
verzeichnete. 

Die Verbrauchsgüterindustrie, die bereits im Vor- 
jahr eine Abschwächung ihrer Produktion um 1,9 % 
hatte hinnehmen müssen, verzeichnete erneut einen 
Produktionsrückgang um 3,1 %. 

Das Nahrungs- und Genußmittelgewerbe vermin- 
derte seine Produktion um 1,4 %. Im Vorjahr war in 
diesem Bereich noch eine Zunahme von 3,5 % erzielt 
worden. 

Der Gesamtumsatz von Bergbau und verarbeiten- 
dem Gewerbe (aus eigener Erzeugung) hat um 6,5 % 
auf 21,0 Mrd DM zugenommen; im gesamten Bun- 
desgebiet betrug der Zuwachs 4,9 % nach 8,2 % im 
Vorjahr. Die Betrachtung der nachstehenden Über- 
sicht läßt deutlich das strukturelle Übergewicht der 
Bereiche Bergbau, eisenschaffende Industne und 
Straßenfahrzeugbau erkennen. In erster Linie war es 

dem 1981 günstigen Konjunkturverlauf in der Auto- 
mobilindustrie zu verdanken, daß allein der außerge- 
wöhnliche ümsatzzuwachs von 20,5 % im Straßen- 
fahrzeugbau die Hälfte der Gesamtsteigerungsrate 
trägt. 

Rückgang der Bautätigkeit 

Bedingt durch die sich bereits 1980 verschlechtern- 
de Auftragslage kam es 1981 zu einem deutlichen 
Rückgang der Bautätigkeit. Die Zahl der Beschäftig- 
ten nahm um 6,8 % ab; gleichzeitig ging die Zahl der 
geleisteten Arbeitsstunden um 12,8 % zurück. Am 
stärksten war der Einbruch im Wohnungsbau, der 
schon 1980 Einbußen hatte hinnehmen müssen. Der 
Umsatz des Bauhauptgewerbes ermäßigte sich trotz 
des Anstiegs der Baupreise, der beim Wohnungsbau 
durchschnittlich 6 % und beim Straßenbau 8 % aus- 
machte, um 5,9 % auf 2,0 Mrd DM. Der Auftrags- 
eingang war dagegen um 19,0 % rückläufig. Im Zuge 
dieser Entwicklung verlor das saarländische Bau- 
hauptgewerbe 1981 rund 1 500 Arbeitsplätze. 

Die wichtigsten Produktionsergebnisse des Bergbaues, der eisenschaffenden Industrie sowie der Energiewirtschaft zeigt die nachfolgende Tabelle: 

Produktion 1981 

Bundesgebiet      Saarland       Frankreich* 

Zu- bzw. Abnahme gegenüber 1980 

Bundesgebiet      Saarland Frankreich 

Steinkohle (Mio t)* 

Koks (Mio t) 

Gas (Mrd cbm) 

Strom (Mrd kWh) 

Roheisen (Mio t) 

Rohstahl (Mio t) 

Walzstahl (Mio t) 

88,4 10,8 18,6 
28,0 3,5 9,6 
41,1 0,9 

368,8 10,0 260,0 
31,9 4,2 17,3 
41,6 4,7 21,1 
30,8 3,3 18,6 

-1-   1,5 % + 6,4 % +  2,5 % 
- 4,1 % -   1,5 % -  6,3 % 

-  4,0 % +   1,5 % 

+ 0,0 % -   1,5 % -1-  7,3 % 
-  5,9 % -  2,2 % - 9,8 % 
-  5,1 % - 3,3 % -  8,8 % 
-  2,6 % +  0,5 % -   6,9 % 

■Ohne Privatgruben '"vorläufig 

Quellen: Stat. Bundesamt 

Stat. Amt des SaarlantJes 

INSEE Pans 
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Konjunkturflaute auch im Handwerk spürbar 

Die allgemeine konjunkturelle Abschwächung war 
auch im saarländischen Handwerk spürbar. Die Zahl 
der in diesem Wirtschaftszweig Beschäftigten sta- 
gnierte. Der Umsatz aller Handwerksbetriebe stieg 
1981 um insgesamt 6,9 % (im Vorjahr 10,1 %), was 
etwa der Teuerungsrate in diesem Bereich ent- 
spricht. Die Ertragslage der Betriebe hat sich weiter 
verschlechtert, da bei steigenden Kosten die Preis- 
erhöhungsspielräume kleiner geworden sind. Die 
Auftragsbestände des Handwerks sind im Laufe des 
Jahres deutlich geschrumpft. 

Einzelhandel beklagt realen Rückgang 

Im deutschen Einzelhandel ist 1981 erstmals seit 
langem eine reale Umsatzminderung eingetreten. Die 

Entwicklung im Saarland entsprach in ihrer Tendenz 
der des gesamten Bundesgebietes. Erschwerend 
kommt hinzu, daß im Saarland im Vergleich zu allen 
anderen Bundesländern pro Kopf der Bevölkerung 
die größte Verkaufsfläche vorhanden ist. 

Arbeitsmarktsituation erneut verschlechtert 

Am Arbeitsmarkt hat sich die Lage spürbar ver- 
schärft. Die Zahl der Arbeitslosen lag Ende 1981 mit 
33 568 um 27,8 % über dem Stand von Ende 1980. 
Die Arbeitslosenquote stellte sich damit auf 9,1 % 
gegenüber 7,1 % ein Jahr zuvor. Die saarländische 
Arbeitslosenquote liegt deutlich über dem Bundes- 
durchschnitt von 7,3 % (Ende 1980 = 4,8 %). Im 
Großraum Saarbrücken kletterte die Arbeitslosen- 
quote auf 10,4 %  nach 8,2 % am Ende des Vor- 

Umsatzentwicklung im saarländischen Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe 

(Betriebe mit 20 und mehr Beschäftigten) 

Hauptgruppen 

Bergbau 

Verarbeitendes Gewerbe 

- Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe 

darunter: Eisenschaffende Industrie 

- Investitionsgüter produzierendes Gewerbe 
darunter: Stahl- und Leichtmetallbau 

Maschinenbau 

Straßenfahrzeugbau 
Elektrotechnik 

- Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe 

- Nahrungs- und Genußmittelgewerbe 

Umsatz - in Mio DM - Zunahme 

aus eigener Erzeugung Abnahme 

1981 1980 

2 677,8 2 337,2 + 14,6 % 

18 325,8 17 380,2 -1- 5,4 % 

7 497,0 7 397,1 -1- 1,4 % 
4 362,1 4 267,4 -1- 2,2 % 

7 801,1 7 019,6 -1- 11,1 % 
865,3 837,5 -1- 3,3 % 

1 262,5 1 163,7 + 8,5 % 

3 864,0 3 206,6 + 20,5 % 
828,6 895,2 - 7,4 % 

1 654,3 1 650,8 -1- 0,2 % 

1 373,4 1 312,7 -1- 4,6 % 

Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 21 003,6 19 717,4 6,5 % 
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Umsatz im saarländischen Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe 1972-1981 - in Milliarden DM 

•     — Bergbau 

Milliarden 
DM 

24 

22 

20 

9,3 

3,50 

3,19 

1^14 

1972 

Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe 

.'j Investitionsgüter produzierendes Gewerbe 

Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe 

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe 

11,16 

4,59 

73 

13,20 13.42 

6,34 
5,51 

4,61 i 

15,53 

14,82 

IB    IM 

11 
6,01 

5,53 

■ 
13,77 

Jfl       i«       J^       ^L        ^•^° 

5,90 5,69 

74 75 76" 

I Betriebe mit 20 und mehr Beschäftigten. Quelle: Statistisches Amt des Saarlandes 

1,36 

6,57 

21,00 

19,72 

.   dl   I 
7711 78') 79" 80" 

1,65 

81" 

MÄiiL»,;«in»i3a| 
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Jahres. Auch die Kurzarbeit hat sich erheblich ausge- 
weitet; im Jahresdurchschnitt ergab sich gegenüber 
1980 fast eine Verdoppelung der Zahl der Kurzarbei- 
ter (+ 84,1 %). 

Überdurchschnittliches Wachstum des Handels mit 
Frankreich 

Das Außenhandelsvolumen des Saarlandes, das 
1980 um 4,2 % zugenommen hatte, ist 1981 um 
6,6 % gewachsen. Die Ausfuhren sind dabei um 
5,6 % auf 7 855,3 Mio DM gestiegen, während die 
Einfuhren um 8,1 % auf 5 089,5 Mio DM zugenom- 
men haben. Der Ausfuhrüberschuß erhöhte sich um 
1,4% auf 2 765,8 Mio DM. Das Wachstum der 
saarländischen Exporte blieb merklich hinter der 
Zunahme der Ausfuhren der gesamten Bundesrepu- 
blik (+ 13,3 %) zurück, das Wachstum der Importe 
entsprach dagegen dem Bundesdurchschnitt 
(+ 8,1 %). 

Wichtigster Außenhandelspartner des Saarlandes 
war wiederum Frankreich. Die Ausfuhren in unser 
Nachbarland stiegen um 7,9 % auf 3 397,5 Mio DM, 
die Bezüge aus Frankreich nahmen um 17,9 % auf 
2 582,9 Mio DM zu. Dadurch hat sich der Anteil 
Frankreichs am gesamten Außenhandel des Saarlan- 
des, der in den letzten Jahren leicht rückläufig war, 
bei der Ausfuhr von 42,3 % auf 43,3 % und bei der 
Einfuhr von 46,5 % auf 50,7 % erhöht. 

Sichteinlagen 

Termineinlagen 

Spareinlagen 

Einlagen insgesamt 

kurzfristige Kredite 

mittelfristige Kredite 

langfristige Kredite 

Kredite insgesamt 

Termineinlagen bevorzugt -Zurückhaltung bei lang- 
fristigen Krediten 

Die Einlagen bei den saarländischen Kreditinstitu- 
ten stiegen 1981 um 7,1 %, also etwa in gleichem 
Ausmaß wie im Vorjahr (+ 7,4 %). Während sich 
die Sichteinlagen und die Spareinlagen nur gering- 
fügig erhöhten, verzeichneten die Termineinlagen bei 
anhaltender Hochzinsphase und gesteigerter Zins- 
reagibilität der Kundschaft mit einer Zunahme von 
19,2 % wiederum ein kräftiges Wachstum. Eine ähn- 
liche Tendenz zeigte sich im übrigen Bundesgebiet, 
in dem die Sichteinlagen und Spareinlagen sogar 
etwas zurückgingen. 

Die Kreditinanspruchnahme blieb bei den saarlän- 
dischen Kreditinstituten mit einer Erhöhung um 
7,4 % hinter dem Anstieg des Vorjahres zurück; der 
Zuwachs fiel damit geringer aus als im übngen 
Bundesgebiet. Die Ungewißheit über die weitere 
Konjunkturentwicklung und die desolate Arbeits- 
marktsituation wirkten sich bei anhaltend hohen Zin- 
sen dämpfend auf die Investitionsbereitschaft der 
Unternehmen sowie die Verschuldungsbereitschaft 
der privaten Haushalte aus. Das Schwergewicht der 
Zunahme lag bei den kurzfristigen Krediten { + 
10,4 %); die mittelfristigen und die langfristigen Kre- 
dite nahmen jeweils nur um 6,5 % zu. Im gesamten 
Bundesgebiet zeigten die mittelfristigen Kredite mit 
einer Zunahme von 15,6 % den stärksten Anstieg. 

Gesamtes Bundesgebiet Saarland 

176,2 Mrd DM -    1,5 % 

538.0 Mrd DM +  15,5 % 

488.1 Mrd DM - 0,5 % 

1 202,3 Mrd DM +    5,9 % 

306,8 Mrd DM + 9,7 % 

184.2 Mrd DM + 15,6 % 

1 125,5 Mrd DM + 8,2 % 

1 616,5 Mrd DM + 9,3 % 

2 676 Mio DM + 1,8 % 

5 533 Mio DM + 19,2 % 

7 418 Mio DM + 1,4 % 

15 627 Mio DM + 7,1 % 

4 459 Mio DM + 10,4 % 

2 273 Mio DM + 6,5 % 

12 415 Mio DM + 6,5 % 

19 147 Mio DM + 7,4 % 
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.und in Frankreich 

# 

Neuer Kurs der Wirtschaftspolitik 

Die weltweite Rezession im Jalire 1980 hat sicher- 
lich zu der Veränderung der politischen Verhältnisse 
und damit der Regierungsübernahme durch die 
Sozialisten beigetragen. Dieses politische Revirement 
bedeutete zugleich ein wirtschaftliches Faktum. Die 
Wirtschaftspolitik der neuen Regierung steht nicht 
nur im Gegensatz zu der Politik ihrer Vorgängerin 
sondern auch zu den in den meisten westlichen 
Ländern ergriffenen Maßnahmen, die gleichfalls die 
allgemeine Konjunkturschwäche bekämpfen sollen. 

Die Phontät in der Bekämpfung von Inflation und 
Arbeitslosigkeit hat gewechselt. Die liberalen Wirt- 
schaftler betrachten den Kampf gegen die Inflation 
als Vorbedingung für einen gesunden Wiederauf- 
schwung der Wirtschaft. Sie empfehlen monetäre 
Disziplin, ausgeglichenen Haushalt und Stimulierung 
der Nachfrage durch Steuererleichterungen für die 
Unternehmen. Die französischen Sozialisten dage- 
gen bevorzugen die direkte Ankurbelung der Wirt- 
schaft und rechtfertigen dies mit der andauernden 
Zunahme der Arbeitslosigkeit. 

Die Belebung der Nachfrage wird vom Staat din- 
giert; öffentliche Ausgaben, Umverteilung der Ein- 
kommen und Kürzung der Arbeitszeit gehören zu 
den wichtigsten Instrumenten dieser Politik. Frank- 
reich ist eines der wenigen großen Länder der OECD, 
dessen Wirtschaft 1981 einen, wenn auch nur leich- 
ten Aufschwung verzeichnen konnte. Das Brutto- 
inlandsprodukt nahm real um 0,5 % zu. 

Alleiniger Motor des Wachstums: der Konsum 

Die im Sommer einsetzende Erholung ist im 
wesentlichen auf den Verbrauch der privaten Haus- 
halte zurückzuführen. Der Absatz von Verbrauchs- 
gütern wurde im ersten Halbjahr durch eine Senkung 
der Krankenkassenbeiträge um 1 % und die Nichter- 
höhung der öffentlichen Tarife gestützt und in der 
Folge durch eine Verbesserung der niedrigen Ein- 
kommen gefördert. Für das gesamte Jahr betrug die 
Zunahme des Verbrauchs real 3 %; im Herbst näher- 
te sich die Wachstumsrate im Jahresrhythmus der 
10 %-Marke. 

Der Handel und die privaten Dienstleistungen 
waren in erster Linie die Nutznießer dieser Entwick- 
lung. Der Absatz industrieller Erzeugnisse war am 
Jahresende ebenfalls befriedigend. Insbesondere bei 
Kraftfahrzeugen und Elektrohaushaltgeräten nahmen 
die Auftragsbestände zu. Die Ersparnisbildung der 
privaten Haushalte blieb bei 14,3 % des verfügbaren 
Einkommens. 

Pessimismus der Unternehmen führt zu rückläufigen 
Investitionen 

Die Bruttoanlageinvestitionen des privaten Be- 
reichs haben 1981 um 12 % abgenommen; sie sind 
damit auf das Niveau von 1971 zurückgefallen. Für 
die mangelnde Investitionsneigung kann man drei 
Gründe anführen. Die Wahlkampagne und später die 
zahlreichen von der Regierung Mauroy eingeleiteten 
Reformen, wie Nationalisierung, Vermögenssteuer 
und andere Steuervorhaben haben ein psychologisch 
wenig günstiges Klima erzeugt, das durch internatio- 
nale Spannungen noch verstärkt wird. Der Höhen- 
flug der Zinsen in den USA und die Stützung des 
französischen Franc nach der Präsidentenwahl haben 
zu einem Anstieg der Zinsen von bisher nicht 
gekanntem Ausmaß geführt, durch den die Investi- 
tionen entsprechend verteuert werden.   Das dritte 
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und nach Meinung der Unternehmer wichtigste Hin- 
dernis sind die aufgrund schrumpfender Gewinn- 
margen sowie steigender Fiskal- und Soziallasten 
rückläufigen Betnebsgewinne. Von 1979 bis 1981 ist 
die Eigenfinanzierungsquote von 68 % auf 50 % 
zurückgegangen. 

Eine Verbesserung der Förderungsmaßnahmen 
erschien erforderlich. 1982 werden die von den Ban- 
ken zur Verfügung gestellten Investitionskredite 24 
Mrd FF erreichen gegen 22 Mrd FF im Jahre 1981; 
die Beteiligungsfinanzierungen für mittelständische 
Unternehmen werden von 1 Mrd FF auf 3,5 Mrd FF 
aufgestockt. Die Steuererleichterungen für Investitio- 
nen sollen von 10 % auf 15 % der Investitionssum- 
me angehoben und die Voraussetzungen erleichtert 
werden. So soll die Schaffung von Arbeitsplätzen für 
Unternehmen mit weniger als 100 Beschäftigten 
nicht mehr zwingend vorgeschrieben sein; bei größe- 
ren Unternehmen genügt als Voraussetzung für die 
Steuererleichterung die Schaffung eines einzigen 
Arbeitsplatzes. 

Zunahme der industriellen Produktion im 2.  Halb- 
jahr 

Die Anfang 1980 einsetzende konjunkturelle Tal- 
fahrt erreichte im ersten Halbjahr 1981 ihren tiefsten 
Punkt. Im Sommer deutete sich ein Wiederauf- 
schwung an, der sich in den folgenden Monaten 
verstärkte; im letzten Quartal lag die industnelle 
Produktion 6 % höher als ein Jahr zuvor. Die Lage in 
den einzelnen Branchen war jedoch unterschiedlich. 

Die Notwendigkeit, bei geringen Vorräten einer 
wachsenden Nachfrage gerecht zu werden, hat die 
Produktion der Verbrauchsgüterindustrie angeregt. 
Das Nahrungs- und Genußmittelgewerbe verzeichne- 
te eine befriedigende Aktivität. Die Lage der Auto- 
mobilindustrie hat sich am Jahresende merklich 
gebessert. 

Dagegen hat sich die Flaute im Baugewerbe auch 
auf die Grundstoff- und Produktionsgüterindustrie 
ausgewirkt. Die Erzeugung von Baumaterial ist von 
Oktober 1980 bis Oktober 1981 um 8,1 % zurückge- 
gangen. Im gleichen Zeitraum hat der Bau von 
Einfamilienhäusern um 4,4 % abgenommen, der Bau 
von Mehrfamilienhäusern dagegen um 17,6 % zuge- 
nommen. 

Allerdings handelt es sich hier oft um Wohnan- 
lagen mit einfacher Ausstattung, die als Zweitwohn- 
sitz am Meer oder in den Bergen errichtet werden. 
Der Öffentliche und Verkehrsbau mußte auf dem 
Binnenmarkt im Jahresvergleich einen Rückgang des 
Bauvolumens um rund 5 % hinnehmen. 

Im Bereich der Investitionsgüterindusthe blieb die 
Situation beim Flugzeug- und Schiffsbau sowie bei 
elektrotechnischem und elektronischem Material be- 
fhedigend. Dagegen hielten die Schwierigkeiten 
beim Maschinenbau an. Öffentliche Aufträge und 
Bestellungen aus dem Ausland kompensierten den 
Rückgang der Nachfrage der privaten Unterneh- 
men. 

Mehr als 2 Millionen Arbeitslose 

Ende Dezember 1981 wurden 2 014 400 Arbeits- 
lose gezählt, 23,4 % mehr als vor Jahresfrist. Die 
Arbeitslosigkeit hat damit 9,3 % der erwerbstätigen 
Bevölkerung erreicht, darunter 45,5 % Personen 
unter 25 Jahren. Männer und Frauen sind fast glei- 
chermaßen betroffen. 

Die Zahl der in Zahlungsschwierigkeiten geratenen 
Unternehmen stieg 1981 auf 20 895 gegenüber 
17 375 im Vorjahr (+ 20,3 %). Die durch Insolven- 
zen am meisten betroffenen Wirtschaftsbereiche sind 
die Industrie (-^30,9 %), Betnebe, die Dienstleistun- 
gen für andere Unternehmen erbringen {+ 26,8 %),: 
sowie der Handel (+ 22,5 %). 
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Anfang 1982 hat die französische Regierung meh- 
rere Verordnungen erlassen, die eine Verl<ürzung der 
Arbeitszeit bewirl<en und dadurch der Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit dienen sollen. 

Kräftiger Anstieg der Preise und Löhne 

Die Einzelhandelspreise sind 1981 um 14 % ange- 
stiegen nach einer Zunahme von 13,6 % im Vorjahr. 
Der Preisanstieg lag damit in Frankreich um fast 2 
Prozentpunkte über dem Durchschnitt der Länder 
der Europäischen Gemeinschaft. Die öffentlichen 
Tarife {+ 16,3 %), die Preise für private Dienstlei- 
stungen {+ 16 %) und die Lebensmittelpreise haben 
wesentlichen Anteil an dieser Entwicklung. 

Der Anstieg der Energiepreise (18,7 % in 10 Mona- 
ten) ist weitgehend der Erholung des Dollarkurses 
zuzuschreiben, denn der Erzeugerpreis des Erdöls hat 
sich mit einer durchschnittlichen Zunahme von 35 
auf 36 Dollar pro Barrel nur wenig geändert. 

Dagegen haben die internationale Konkurrenz und 
die schwache Konjunktur den Preisanstieg der indu- 
striellen Erzeugnisse des privaten Sektors auf 10,5 % 
begrenzt. 

Die Kaufkraft der privaten Haushalte hat sich um 
2,5 % erhöht. Die Verbesserung ist weniger die 
Folge des Wachstums der Löhne und Gehälter { + 
14%) als der Erhöhung der Sozialeinkommen { + 
20 %). Letztere stellen gegenwärtig etwa ein Drittel 
des verfügbaren Einkommens der Haushalte dar 
gegenüber einem Viertel vor 10 Jahren. 

Der Mindestlohn hat die Schwelle von 3 000 FF 
pro Monat überschritten, nachdem der Mindeststun- 
denlohn ab 1. September 1981 auf 17,34 FF herauf- 
gesetzt wurde. Für 1982 hat die Regierung eine 
Politik zur Dämpfung des Preis- und Lohnauftriebs 
eingeleitet. Ziel dieser Politik ist es, die jährliche 
Wachstumsrate dieses Auftriebs bis Ende 1982 auf 
10 % zu begrenzen. 

Strukturelle Schwäche des Außenhandels 

Der Außenhandel Frankreichs, das in der Reihe der 
exportierenden Länder an vierter Stelle und in der 
Reihe der importierenden an dritter Stelle steht, 
verzeichnete 1981 ein Defizit von 59 Mrd FF gegen- 

' über 60 Mrd FF im Vorjahr. Die Ausfuhren haben um 
18 % auf rund 580 Mrd FF zugenommen und ent- 
sprechen damit etwa einem Viertel des 
Bruttoinlandsproduktes. 

Die Schwäche des französischen Außenhandels 
offenbart sich in der regionalen Verteilung der 
Warenströme. Während der Handel mit den Entwick- 
lungsländern einen Überschuß erbringt, ist der 
Warenaustausch mit den Industrienationen defizitär. 
Gegenüber den Mitgliedsländern der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft betrug das Defizit 1981 25 
Mrd FF. Die Aufteilung nach Warengruppen bestä- 
tigt diese Schwäche. Die Exporte von landwirtschaft- 
lichen Erzeugnissen und Lebensmitteln, von Investi- 
tionsgütern und militärischem Material verdecken die 
mangelnde Konkurrenzfähigkeit bei Textil-, Holz- 
und Ledererzeugnissen. Die ausländischen Konkur- 
renten zeigen sich dynamisch, insbesondere im 
Automobilsektor, wo ihr Anteil auf dem französi- 
schen   Binnenmarkt  28 %   nach  25 %   im  Vorjahr 

erreichte. 
Von Januar bis November stieg die französische 

Ölrechnung um 19,4 %, obwohl die eingeführte 
Menge um 18,3 % zurückgegangen ist. Der Anstieg 
des Dollarkurses in den ersten drei Quartalen um fast 
30 % hat die Kosten für diese Einfuhren stark beein- 
flußt. Im August hat der Kurs der amerikanischen 
Währung 6 FF überschritten und die Rekordhöhe von 
6,18 FF erreicht. 

Eine Neuordnung des Europäischen Währungs- 
systems am 4. Oktober 1981 brachte eine Abwertung 
des französischen Franc und der italienischen Lira 
um 3 % sowie eine Aufwertung der D-Mark und des 
holländischen Gulden um 5,5 %. 
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Neue Plandaten für 1982-1983 

Die Plandaten der französischen Regierung seilen 
für 1982-1983 die Schaffung von 400 000 bis 
500 000 Arbeitsplätzen vor, bei einem jährlichen 
Wirtschaftswachstum von 3 %. Die wöchentliche 
Arbeitszeit soll bis 1985 auf 35 Stunden herabgesetzt 
werden. Die Lohn- und Gehaltsempfänger sollen 
keinen Kaufkraftverlust erleiden und die unteren 
Lohnstufen angehoben werden. 

Dieses ehrgeizige Programm stützt sich auf eine 
aktive öffentliche Finanzpolitik, Strukturreformen 
und eine auf Innovationen und technischen Fort- 
schritt ausgerichtete Politik. 

Als Folge der jüngst durchgeführten Verstaat- 
lichungen wird der öffentliche Sektor 30 % des 
Umsatzes und 24 % des Personalbestandes der 
Industhe erreichen; der Staat kontrolliert künftig 
90 % der Einlagen und 85 % der Kredite der Ban- 
ken. 

Die Zunahme der öffentlichen Ausgaben für die 
Wiederankurbelung der Wirtschaft und die Bekämp- 
fung der Arbeitslosigkeit erklärt zum Teil das Defizit 
des französischen Haushalts für 1981 in Höhe von 76 
Mrd FF. Für 1982 wird ein Fehlbetrag in Höhe von 95 
Mrd FF erwartet. 

• 

h 
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Dr. Alfons Kolling 

Bilanz einer Kultur: 

Die Römer im Saarland 

Caesar gewann im Jahre 52 v. Chr. die Schlacht 
von Alesia. Als Grenzen des Reiches galten fortan 
Rhein und Donau. Fast das ganze keltische Volks- 
gebiet war dem Imperium einverleibt. Es entstand 
zwischen Rhein und Maas die Provinz Belgica. Dazu 
gehörte auch das Saarland. Im Westen des Landes 
saßen Treverer, im Osten Mediomatriker. Doch die 
Stammesgrenzen verwischten sich. Es begann ein 
Romanisierungsprozeß. Kaiser Augustus organisierte 
die römische Verwaltung. Bereits Caesar hatte die 
leidigen Menschenopfer untersagt. Später, unter 
dem Eindruck der vom Adel und Klerus angezettelten 
Aufstände, wurde das keltische Priestertum - nicht 
jedoch die keltische Religion - verboten. Kaufleute 
ließen sich nieder. Es etablierte sich das Militär. Die 
Masse der Menschen gehörte jedoch weiterhin dem 
angestammten Volkstum an. Wer wollte, konnte 
Soldat am Limes werden, wo Frieden herrschte. Im 
Zuge einer fortschreitenden Zivilisation gab es ein 
gutes Brot in Landwirtschaft und Handwerk. Die 
Produkte daraus erreichten eine Qualität wie in Ita- 
lien. Es lernte der Treverer und Mediomatriker die 
römischen Techniken kennen: Steine sägen, Säulen 
drehen, Kalk und Ziegel brennen, mauern, Brunnen 
graben, Druckwasserleitungen und Zentralheizungen 
bauen, Fensterglas machen usw. In der Landwirt- 
schaft brauchte man freilich nicht viel hinzuzulernen. 
Die Römer konnten sogar von den Kelten lernen. 
Eine Mähmaschine, vallus genannt, gab es nur in 
Gallien, wie wir von dem Agrarschriftsteller Palladius 
wissen. Zwischen braun und grün gescheckten Fel- 
dern lagen die Gehöfte und Marktorte, an den Fern- 
straßen die Handelsstädte. Es wurde Mode, den 
Namen zu latinisieren. Im Jahre 212 erlangte der 
Provinziale die civitas romana, das römische Bürger- 
recht. 

In Schwarzenacker gefundene Bronzestatuette (Genius) 

Beispiel einer aus keltischer Wurzel entstandenen 
Landstadt ist Schwarzenacker an der Blies. Vor den 
Römern wohnten die Bürger in Holz-Lehm-Hütten. 
Im Verlaufe weniger Generationen erwuchs daraus 
ein Gemeinwesen nach südlichem Muster mit Stein- 
häusern und Säulengängen davor. Es gab Schmiede- 
und Töpferviertel, Weberei und Tuchwalkerei. Das 
Schreiner-  und   Küferhandwerk  ist  nachgewiesen. 
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Man gewann Handelsware aus den Gewerben. Feine 
Keramik, sogenannte Terra-Sigillata, Inergestellt in 
der nahen Offizin von Blickweiler, tauchte in England 
auf, im fernen Germanien und sogar im Vorderen 
Orient. Die auf dem Geschirr eingepreßten Bilder 
erzählen von Mythen, Jagd und Liebesleben. 

In den Kellern der Kleinbürgerhäuser standen 
Weinamphoren. Die Winterstuben besaßen eine 
Unterbodenheizung. Man badete in Thermen. Ein 
Brunnenstock zeigt, in Stein gehauen, Göttin Venus, 
Sohn Amor und die drei Grazien. Viele bronzene 
Statuetten kamen zum Vorschein. Mehrmals ist Mer- 
kur, der Handelsgott, vertreten. 

Beste  Reichskunst  kehrt  sich   in  einer  Figunne 
hervor, die den Genius des römischen Volkes ver- 
körpert. Epona, die Göttin der Pferde, erscheint auf 
einem Weihestein.   Die  Schmiede verehrten  ihren 
Standesgott Vulkan. Auf einer Säule thronte, auch in 
Stein gehauen, Jupiter der Höchste und Beste. Sein 
Mundschenk Ganymed erscheint auf einem Schild- 
beschlag, der sich vor vielen Jahren beim Straßen- 
bau fand. Das Bruchstück einer lebensgroßen bron- 
zenen Imperatorstatue -  Rantät ersten Ranges - 
kam seltsamerweise in dem kleinen Walddorf des 
Kasbruchs bei  Neunkirchen  zum  Vorschein.   Man 
kann   noch   vieles   aufzählen.   Als   Gewicht   einer 
Schnellwaage diente der berühmte „Kentaurenkopf 
von Schwarzenacker". Dieser ist neben dem Genius 
eine der schönsten, nördlich der Alpen gefundenen 
antiken Bronzen. 

Doch zurück zu den Bürgern von Schwarzenacker. 
In Kultschächten opferten sie Weihrauchkelche und 
Speisen. Fromme Gelübde wurden im nahen Bierba- 
cher Tempelbezirk absolviert, wo Gott Merkur und 
Gefährtin Rosmerta im Dämmerlicht eines Umgangs- 
tempels die Gebete erwarteten. Einer Jupitergiga'n- 
tensäule sah sich der Fromme gegenüber. Das Wei- 
hebild mit dem Relief eines Packwagens ennnert an 
Göttin Epona. Vielgestaltig war der Götterhimmel. 
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